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 Wangen-Brüttisellen
Einladung

zur Gemeindeversammlung

Donnerstag, 8. Juni 2006, 20.00 Uhr,
Gemeindezentrum Gsellhof in Brüttisellen


Geschäfte
1. Abnahme der Jahresrechnungen 2005 

2. Revision des Reglements über die Jugendförderungsbeiträge
3. Verkauf von Landparzellen im Geren
4. Erlass einer Bürgerrechtsverordnung

5. Vorberatung Urnenvorlage betr. Sanierungsvarianten Hallen- und Freibad Faisswiesen

6. Anfragen nach § 51 des Gemeindegesetzes
Beachten Sie bitte die nachfolgenden Berichte und Rechnungsauszüge. Die detaillierten Akten liegen ab 24. Mai 2006 im Gemeindehaus zur Einsicht auf.

Gemäss § 51 des Gemeindegesetzes hat jede stimmberechtigte Person das Recht, eine Anfrage an die Behörde zu stellen, die an der Gemeindeversammlung zu beantworten ist. Die Anfrage muss aber von allgemeinem Interesse sein und spätestens 10 Tage vor der Versammlung schriftlich bei der entsprechenden Behörde eingereicht werden.

Gemeinderat und Schulpflege Wangen-Brüttisellen

Anträge und Berichte zu den Sachgeschäften
Reglement über die Jugendförderungsbeiträge

Antrag des Gemeinderats

Es wird ein neues Reglement über Entschädigungen der Gemeinde Wangen-Brüttisellen an Vereine und Organisationen mit Kinder- und Jugendförderungsbeiträge gemäss Beschluss des Gemeinderats vom 20.3.06 erlassen.

Bericht des Gemeinderats


Das Wesentliche in Kürze

· Das aus dem Jahr 1993 stammende Reglement über die Jugendförderungsbeiträge trägt den seither veränderten Verhältnissen nicht mehr genügend Rechnung. Es ist hauptsächlich auf Sportvereine ausgelegt. 

· Der Vollzug des Reglement ist administrativ aufwändig.

· Das neue Reglement berücksichtigt nun alle Vereine und Organisationen, welche sich im Rahmen ihrer Tätigkeit für die Förderung von Kindern im Alter von 2-18 Jahren einsetzen. Ausgeschlossen sind Vereine und Organisationen staatlichen Charakters, Parteien, Vereine mit Erwerbszweck, Firmenclubs sowie Vereine und Gruppierungen der Schulen und Kirchen.

Ausführlicher Bericht

1. Ausgangslage

Das Reglement über Entschädigungsleistungen der Politischen Gemeinde Wangen-Brüttisellen an Vereine und Organisationen mit Jugendförderung stammt aus dem Jahr 1993. Das Reglement kam aufgrund einer Initiative an der Gemeindeversammlung vom 15. September 1992 zustande. Das Reglement entspricht nicht mehr den heutigen Bedürfnissen. Mit Beschluss vom 22. November 2004 wurde deshalb die Jugend- und Familienkommission mit der Überarbeitung des Reglements beauftragt.

2. Situation heute

Das bestehende Reglement ist hauptsächlich auf Sportvereine ausgelegt. Der Vorschulbereich ist von Beiträgen gänzlich ausgeschlossen. Es ist nicht klar abgegrenzt, wer Anspruch auf Beiträge der Gemeinde hat und wer nicht. Das System zur Berechnung der einzelnen Beiträge ist kompliziert und äusserst zeitaufwändig.

3. Wesentliche Änderungen

3.1 Definition der Anspruchsberechtigten 

Im neuen Reglement sind beitragsberechtigte Vereine und Organisationen klarer definiert. Das Reglement ist zudem übersichtlich und für alle Vereine einfacher zu handhaben. Das neue Reglement bedeutet für die Gemeindeverwaltung, welche die Gesuche kontrolliert und die Beiträge für die einzelnen Vereine ermittelt, eine enorme Zeitersparnis. 

Neu sollen alle ortsansässige Vereine und Organisationen, welche sich im Rahmen ihrer Tätigkeit für die Kinder- und Jugendförderung einsetzen, finanzielle Leistungen erhalten. Die Beiträge werden für Mitglieder von 2 bis 18 Jahren (vorher für Mitglieder von 6 bis 20 Jahren) ausgerichtet. 

Vereine und Organisationen staatlichen Charakters, Parteien, Vereine mit Erwerbszweck, Firmenclubs sowie Vereine und Gruppierungen der Schule und der Kirchen von Beiträgen ausgeschlossen. Es werden keine Treffs ohne qualifizierte Leitung im engeren Sinne unterstützt. Somit haben Vereine wie Mittagstisch (familienergänzende Betreuung / Schule), Jugendfeuerwehr (Gemeinde), Aeggschen für Chind (keine regelmässigen Anlässe bzw. zu wenige Anlässe pro Jahr) und MuKi-/Chindertreff (Treff für Kinder zusammen mit den Müttern) keinen Anspruch auf Jugendförderungsbeiträge der Gemeinde. Diese Vereine können aber um Vereinsbeiträge, Pauschalen oder Defizitbeiträge nachsuchen.

3.2 Kategorien

Die drei Berechnungskategorien werden beibehalten. Anstelle der Einteilung jedes einzelnen Kindes in die entsprechende Kategorie wird neu der Verein einer Kategorie zugeteilt. Die Berechnung der Beiträge erfolgt aufgrund der durchschnittlich anwesenden Kinder und Jugendlichen pro Trainings- bzw. Veranstaltungseinheit. Vereine und Organisationen, die weniger als 10 mal pro Jahr ein Training oder eine Veranstaltung anbieten, werden nicht berücksichtigt. 

3.3 Beiträge in den einzelnen Kategorien

In den neuen Ansätzen wird die seit 1993 aufgelaufene Teuerung berücksichtigt. Auf eine erneute Teuerungsklausel wird aber verzichtet. Ebenso werden die Sockelbeiträge abgeschafft. Die Berechnungsgrundlage der Beiträge dauert von Schuljahr zu Schuljahr. Das macht Sinn, da die meisten Kinder und Jugendliche den Vereinen auch von Schuljahr zu Schuljahr beitreten.

Die Beitragshöhe wird auf CHF 84.-- (vorher 75.--) für Kinder und Jugendliche der Kategorie A, CHF 62.-- (vorher 55.--) für Kinder und Jugendliche der Kategorie B und CHF 39.-- (vorher 35.--) für Kinder und Jugendliche der Kategorie C festgesetzt. 

3.4 Mehrkosten

Trotz Berücksichtigung der Teuerung halten sich die Mehrkosten in Grenzen. Bisher belief sich der Gesamtbetrag pro Jahr auf rund CHF 32'000.--, neu werden es etwa 38'000.-- sein. Damit der Aufwand nicht aus dem Ruder läuft, wird eine Schranke von CHF 6.--/Einwohner eingebaut, was heute einem Gesamtbetrag von rund CHF 42'000.-- entspräche.

· Den Text des Reglements finden Sie im vollen Wortlaut auf den Folgeseiten.

Reglement über Entschädigungen der politischen Gemeinde Wangen-Brüttisellen an Vereine und Organisationen mit Kinder- und Jugendförderung

vom 8. Juni 2006

1. Grundsätze

Die Politische Gemeinde Wangen-Brüttisellen unterstützt ortsansässige Vereine und deren Untergruppen sowie Organisationen, welche sich im Rahmen ihrer Tätigkeit für die Kinder- und Jugendförderung einsetzen, durch Leistung von finanziellen Beiträgen.

Als Kinder und Jugendliche im Sinne der Beitragsberechtigung gelten grundsätzlich aktive Mitglieder im Alter von 2 bis 18 Jahren, welche den Wohnsitz in der Gemeinde Wangen-Brüttisellen haben.

Die Gemeindebeiträge sind zweckgebunden einzusetzen, z.B. für die Bezahlung von nötigen Räumlichkeiten, Geräten, Leitungspersonen, deren Ausbildung, speziellen Suchtpräventionsmassnahmen oder spezielle Kinder- und Jugendprojekten.

2. Beitragsleistungen

Als Berechnungsgrundlage dient die durchschnittliche Anzahl anwesender Kinder und Jugendlicher aus Wangen-Brüttisellen. Die Ansätze richten sich nach Anzahl Trainings bzw. Veranstaltungen und werden in folgende Kategorien aufgeteilt:

Kategorie A
Vereine und Organisationen, die regelmässig mehrmals wöchentlich (mind. 50 pro Jahr) Jahres- oder Saisontrainings / Übungen unter qualifizierter Leitung durchführen.

Kategorie B
Vereine und Organisationen, die regelmässig wöchentlich (mind. 25 pro Jahr) Jahres- oder Saisontrainings / Übungen unter qualifizierter Leitung durchführen.

Kategorie C
Vereine und Organisationen, die regelmässig, mind. aber 10 mal pro Jahr, Trainings / Übungen unter qualifizierter Leitung durchführen.

3. Bedingungen

3.1 
Anspruch auf Beitragsleistungen haben nur Vereine, die mindestens seit einem Jahr bestehen.

3.2 
Ausgeschlossen sind Vereine und Organisationen staatlichen Charakters, Parteien, Vereine mit Erwerbszweck, Firmenclubs sowie Vereine und Gruppierungen der Schulen und Kirchen.

3.3 
Als beitragsberechtigt im Sinne von Ziffer 2 zählen Kinder und Jugendliche mit Wohnsitz in der Gemeinde Wangen-Brüttisellen im Alter von 2 - 18 Jahren. Es gilt das Kalenderjahr. 

3.4 
Als Grundlage für die Beitragsberechnung und Einstufung ist jährlich das offizielle Gesuchsformular einzureichen.

Zusätzlich können folgende Ausweise verlangt werden:

· Ausweis über die Absenzenkontrolle oder Anwesenheitsliste, aus der ersichtlich ist, wie viele Kinder und Jugendliche aus der Gemeinde Wangen-Brüttisellen an den Anlässen teilgenommen haben. Es zählen die Absenzenlisten oder Anwesenheitslisten von Schuljahr zu Schuljahr.

· Trainings-/ und Übungskalender mit Zeitangaben
· Angaben über die Höhe der Mitgliederbeiträge

· Absicht über die Verwendung der Entschädigungen

· Angaben zur Qualifikation und Weiterbildung der Leiterinnen und Leiter

· Ziele / Konzept des Vereins

· Aufwendung des Vereins gemäss Jahresrechnung

· Eigenleistungen des Vereins

· weitere Angaben

4. Entschädigungen

4.1 
Anspruchsberechtigte Vereine müssen jeweils jährlich bis spätestens 31. August das offizielle Gesuchsformular bei der Gemeindeverwaltung einreichen.

4.2 
Nicht ortsansässige Vereine und Organisationen aus den umliegenden Gemeinden, welche die Rahmenbedingungen dieses Reglements erfüllen, sind ebenfalls berechtigt, für Kinder und Jugendliche aus Wangen-Brüttisellen Beiträge zu erhalten, sofern kein vergleichbares Angebot in der Gemeinde Wangen-Brüttisellen besteht. Ein gleiches Angebot auf höherer Stufe (höhere Liga, bessere Bedingungen usw.) gilt nicht als beitragsberechtigt.

4.3 
Die Einstufung der jugendfördernden Vereine erfolgt in den Kategorien gemäss Ziffer 2:
A
CHF 84.-- pro Kind / Jugendliche(r)/Jahr

B
CHF 62.-- pro Kind / Jugendliche(r)/Jahr

C
CHF 39.-- pro Kind / Jugendliche(r)/Jahr
4.4 
Der Gemeinderat ist befugt, diese Ansätze zu reduzieren, wenn die Gesamt-Jahressumme der berechtigten Ansprüche CHF 6.- pro Einwohner übersteigt. 
5. Strafbestimmungen

5.1 
Vereine, die das Gesuch nicht fristgerecht einreichen oder keine oder nur mangelhafte Angaben (gemäss Ziffer 3) zur Einsicht vorlegen, haben keinen Anspruch auf Beitragsleistungen. 

5.2 
Beansprucht ein Verein Beiträge im Sinne dieses Reglements unter Angabe falscher Daten oder Fakten, können sämtliche Beiträge zurückgefordert werden.

6. Kontrolle / Einsicht

Die vom Gemeinderat beschlossene jährliche Auszahlungsliste ist öffentlich zugänglich. 
7. Schlussbestimmungen

Vollzugsorgan ist der Gemeinderat auf Antrag der Jugend- und Familienkommission.

Dieses Reglement ist von der Gemeindeversammlung am 8. Juni 2006 erlassen worden und tritt per 1.7.2006 in Kraft. Es ist somit erstmals für das Auszahlungsjahr 2006 (Abrechnungsperiode 2005/2006) anzuwenden.

Verkauf Landparzellen im Geren

Antrag des Gemeinderats

1. Dem Verkauf der Grundstücke Kat.Nr. 6860 und Kat.Nr. 6982 mit insgesamt 3835 m2 Bauland im Geren an die Marty Häuser AG, Wil SG, zum Nettopreis von CHF 2'693'000.-- wird gemäss beurkundetem Vertrag zugestimmt.


2. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt.

Bericht des Gemeinderats

1. Ausgangslage

Mit Beschluss vom 10. Juni 2003 ermächtigte die Gemeindeversammlung den Gemeinderat, die Gemeindegrundstücke im Quartierplangebiet Geren innert 5 Jahren in einem Preisrahmen von CHF 500 - 750/m2 zu veräussern. Der Marktpreis für attraktiv gelegene Bauparzellen in Wangen lag damals um CHF 700/m2. Die relativ grosse Preisspanne hing mit der unterschiedlichen Lagequalität der verschiedenen Parzellen zusammen. Für den Verkauf wurde eine Frist von 5 Jahren festgelegt, damit dem Gemeinderat genügend Zeit blieb, die Altlastenproblematik genauer zu klären und gegebenenfalls den günstigsten Verkaufszeitpunkt abzuwarten. 

Die Gemeindeversammlung ermächtigte den Gemeinderat zudem, die ZKB mit dem Verkauf zu beauftragen. 

2. Weshalb nochmals eine Gemeindeversammlungsvorlage?

Es sind vor allem zwei Gründe, welche den Gemeinderat bewogen haben, das Geschäft nochmals der Gemeindeversammlung vorzulegen:

Erstens hat sich der Landpreis inzwischen rascher als erwartet nach oben bewegt. Der höchste offerierte Bruttopreis (ohne Abzug der nachfolgend beschriebenen Entsorgungskosten) liegt über der von der Gemeindeversammlung festgelegten Preisspanne.

Zweitens hat sich insofern eine Änderung ergeben, als der Gemeinderat eine Parzelle vorerst aus dem Verkauf ausklammern möchte (s. nachfolgende Ausführungen).

Mit der erneuten Vorlage soll deshalb grösstmögliche Transparenz erreicht werden.

3. Verkauf an die Kath. Kirchgemeinde

Im Zusammenhang mit dem Projekt Blumenmarkt wurde der Kath. Kirchgemeinde Wallisellen-Dietlikon-Wangen-Brüttisellen die im untersten Bereich neben dem Friedhof gelegene Parzelle mit rund 2'800m2 angeboten. In der Vorlage zum "Landverkauf an Blumenmarkt", welcher die Gemeindeversammlung am 2.11.04 zugestimmt hatte, wurde auf diesen Umstand hingewiesen. Die entsprechenden Zusicherungen an die Kath. Kirchgemeinde sind deshalb als verbindlich zu betrachten. Der formelle Vertragsabschluss wird zusammen mit allen anderen - zur Zeit noch pendenten - Landgeschäften erfolgen, welche im Zusammenhang mit dem Projekt Blumenmarkt stehen. 

4. Vorgehen beim Verkauf der übrigen Grundstücke

Die übrigen Grundstücke wurden durch die ZKB ausgeschrieben. Aufgrund der eingegangenen Angebote wurden drei Offertrunden durchgeführt.

5. Altlastenproblematik

Wie bereits in der seinerzeitigen Vorlage erwähnt, liegen zwei Grundstücke im Bereich einer ehemaligen Deponie. Aufgrund der eingehenden Untersuchungen handelt es sich dabei vorwiegend um relativ harmlosen Bauschutt. Der betroffene Bereich ist deshalb im Altlastenkataster nicht als sanierungsbedürftiger, sondern als Überwachungsstandort bezeichnet. Dies bedeutet, dass das Material für die Umwelt keine unmittelbare Gefährdung darstellt. Wird jedoch eine Baugrube ausgehoben, dann muss das Material zumindest auf Aushubtiefe separat entsorgt werden.

Damit sich später keine Probleme ergeben, gelangte der Gemeinderat im Verlauf der Offertrunden zur Auffassung, 

· das am stärksten belastete Grundstück 6861 unterhalb der Quartierstrasse im Obstgarten sei einstweilen vom Verkauf auszuklammern,

· beim bloss teilweise belasteten Grundstück 6860 oberhalb der Quartierstrasse im Obstgarten  solle alles Material entfernt werden, so dass das Grundstück anschliessend vollständig aus dem Altlastenkataster entlassen werden könne.

Die Sanierung soll durch die Käuferschaft im Rahmen der Aushubarbeiten für die Überbauung ausgeführt werden. Die Kosten, welche von der Käuferschaft aufgrund der detaillierten Unterlagen abgeschätzt und berechnet werden können, sind bei der Landpreiskalkulation zu berücksichtigen. 

Diese Vorgaben wurden den Interessenten vor der letzten Offertrunde mitgeteilt.

6. Offertergebnis Verkauf der übrigen Grundsstücke

Im Rahmen der letzten Offertrunde reichte die Marty Häuser AG, Wil, das beste Angebot ein. Es resultiert ein Bruttopreis um CHF 900/m2. Nach Abzug der Aufwendungen für die Totalsanierung der Altlasten beläuft sich der Nettopreis auf CHF 702/m2. Gesamthaft ergibt dies für 3'835 m2 einen Nettoerlös von CHF 2'693'000.--. 

7. Beurkundung des Vertrags

Der Vertrag wird noch vor der Gemeindeversammlung beurkundet werden. Er kann im Rahmen der Aktenauflage ab 24. Mai 2006 bei der Gemeindeverwaltung eingesehen werden.

8. Schlusswort des Gemeinderats

Der Gemeinderat empfiehlt der Gemeindeversammlung dem Landverkauf an die Marty Häuser AG zuzustimmen.

Bürgerrechtsverordnung

Antrag des Gemeinderats

Es wird eine kommunale Bürgerrechtsverordnung gemäss Anhang erlassen.

Bericht des Gemeinderats


Das Wesentliche in Kürze

· Der Erlass einer Bürgerrechtsverordnung drängte sich bis anhin nicht auf, da sich die im Ermessensspielraum der Gemeinde liegenden Bürgerrechtsbelange an den kantonalen Minimalanforderungen ausrichteten.

· Für Personen, die keinen Rechtsanspruch auf eine Einbürgerung haben, kann die Gemeinde bezüglich Wohnsitzfristen eigene Bestimmungen erlassen. 

· In Form einer Bürgerrechtsverordnung sollen die kommunalen Wohnsitzfristen für Ausländerinnen und Ausländer bei denen keine Einbürgerungspflicht besteht von bisher 2 auf 15 Jahre erhöht werden. Dass dadurch Härtefälle entstehen, wird durch die eidgenössische und kantonale Gesetzgebung verhindert. 


Ausführlicher Bericht 

1. Rechtliche Ausgangslage

Mit der Genehmigung der neuen Gemeindeordnung an der Urne vom 25. September 2005 wurde die Kompetenz für alle Bürgerrechtsgeschäfte dem Gemeinderat übertragen. Der Erlass im Ermessenspielraum der Gemeinde liegender Bestimmungen über die Erteilung des Gemeindebürgerrechts steht jedoch der Gemeindeversammlung zu.

Ein solcher Ermessenspielraum ergibt sich einzig bei der Beurteilung der Wohnsitzanforderungen 

für Ausländerinnen und Ausländer bei denen keine Einbürgerungspflicht besteht.

Ungefähr jede/r zweite Gesuchsteller/in hat keinen Rechtsanspruch auf eine Einbürgerung, das heisst ist nach § 22 der Kantonalen Bürgerrechtsverordnung (BüVO) nicht zwischen 16 und 25 Jahre alt und hat in der Schweiz nicht während mindestens fünf Jahren den Unterricht auf Volks- oder Mittelschulstufe in einer der Landesprachen besucht. In diesen Fällen ist die Gemeinde nicht verpflichtet, Bewerber/innen in das Gemeindebürgerrecht aufzunehmen.

Gemäss Art. 15 des Bundesgesetz über Erwerb und Verlust des Schweizer Bürgerrechts (BüG) können Ausländerinnen und Ausländer nur ein Einbürgerungsgesuch stellen, wenn sie während insgesamt zwölf Jahren in der Schweiz gewohnt haben. Gemeinden haben die Möglichkeit nach § 22 Abs. 2 und 3 der BüVO strengere Anforderungen an die Art und Dauer des Wohnsitzes in der Gemeinde zu stellen. Die Wohnsitzanforderungen der Gemeinden dürfen jedoch nicht dazu führen, dass der Wohnsitz der Gesuchsteller in der Schweiz mehr als drei Jahre länger dauern muss, als es das Bundesrecht vorschreibt (d.h. maximal 15 Jahre), es sei denn, dass die gesetzliche Mindestwohnsitzdauer von zwei Jahren in der Gemeinde noch nicht erfüllt ist.

2. Zielsetzung / Wirkung

Der Gemeinderat stellte in den vergangenen Jahren fest, dass die vom Bundesrecht vorgeschreiebene Mindestfrist offensichtlich in vielen Fällen zu kurz ist, damit sich die Bewerbenden hier wirklich integrieren können. 

Einzelne Gemeinden haben deshalb insofern etwas korrigierend eingegriffen, indem die Gemeinde-Wohnsitzfrist auf 15 Jahre festgesetzt wurde. Es stellt sich jedoch die Frage, ob dies nicht zu weit ginge. Wichtig ist ja letztlich die Integration in der Schweiz und nicht unbedingt an einem bestimmten Ort. Die oben beschriebene Schranke der kant. Bürgerrechtsverordnung verhindert jedoch Härtefälle. Im Regelfall muss niemand länger als 15 Jahre auf die Einbürgerung warten, auch wenn die Wohnsitzdauer in der Gemeinde noch nicht erfüllt ist. Sie wird in diesem Fall nämlich von Gesetzes wegen abgekürzt - allenfalls bis auf die gesetzliche Mindestfrist von 2 Jahren.

Beispiel: Die bewerbende Person hat 13 Jahre auswärts gewohnt und zieht nun nach Wangen-Brüttisellen. Sie muss somit hier noch 2 Jahre warten, bis das Einbürgerungsgesuch gestellt werden kann. 

Wie bereits erwähnt, gilt die vorgenannte Regelung nicht für Bewerbende, die in der Schweiz aufgewachsen bzw. hier während mehrerer Jahre die Schule besucht haben. Gemäss kantonaler Bürgerrechtsverordnung haben diese Bewerbenden Anspruch auf eine Sonderbehandlung, wobei in der Regel die minimale Gemeindewohnsitzfrist von 2 Jahren anzuwenden ist.

Vor diesem Hintergrund empfiehlt der Gemeinderat den Stimmberechtigten, die Wohnsitzfrist auf 15 Jahre anzusetzen.

______________________________________________________________________________

Die neue Verordnung im vollen Wortlaut

	1
Allgemeines
	

	
	

	Art. 1
	

	
	

	Die Erteilung des Gemeindebürgerrechts sowie die Entlassung aus diesem richten sich nach den Bestimmungen
	Anwendbares Recht

	· des Bundesgesetzes vom 29. September 1952 über den Erwerb und Verlust des Schweizer Bürgerrechts (Bürgerrechtsgesetz) 

· des kantonalen Gesetzes über das Gemeindewesen vom 6. Juni 1926 (Gemeindegesetz)

· der kantonalen Verordnung über das Gemeinde- und das Kantonsbürgerrecht vom 25. Oktober 1978 (Kantonale Bürgerrechtsverordnung) 

· der Gemeindeordnung der Gemeinde Wangen-Brüttisellen vom 25. September 2005
	

	
	


	Art. 2

	

	
	

	Diese Verordnung beschränkt sich auf ergänzende, im Autonomiebereich der zürcherischen Gemeinden liegende Bestimmungen. In allen Fällen, für welche in dieser Verordnung keine besonderen Bestimmungen enthalten sind, gelten die Vorschriften der entsprechenden kantonalen und eidgenössischen Erlasse. 
	Inhalt

	
	

	
	

	2
Wohnsitzfristen für Ausländer/innen ohne Aufnahme-
pflicht (§ 22 GG)
	

	
	

	Art. 3
	

	
	

	Ausländerinnen und Ausländer bei denen keine gesetzliche Pflicht zur Einbürgerung besteht, müssen bei der Einreichung des Gesuches insgesamt mindestens 15 Jahre in der Gemeinde Wangen-Brüttisellen gewohnt haben, davon die letzten 2 ohne Unterbruch.
 
	Wohnsitz-
fristen

	
	

	
	

	3
Einbürgerungsgebühr
	

	
	

	Art. 4
	

	
	

	Für die Einbürgerung wird als kommunale Gebühr eine Verwaltungsgebühr erhoben, welche den administrativen Aufwand der Behörden und der Verwaltung deckt.
	Gebühren

	
	

	Art. 5
	

	
	

	Der Gemeinderat erlässt ein Gebührenreglement.
	Gebühren-reglement

	
	

	Art. 6
	

	
	

	In begründeten Ausnahmefällen kann der Gemeinderat die Verwaltungsgebühren teilweise oder ganz erlassen. 
	Ausnahme-
fälle

	
	

	
	

	4
Schluss- und Übergangsbestimmungen
	

	
	

	Art. 7
	

	
	

	Diese Verordnung tritt ab 1. August 2006 in Kraft. Sie gilt auch für Anordnungen in bereits laufenden Verfahren. 
	


Vorberatung Urnenabstimmung Sanierungsvarianten Badi Faisswiesen

Einleitender Hinweis:

Beim nachfolgenden Bericht handelt es sich um die Vorlage zuhanden der Urnenabstimmung. Anlässlich der gemäss Art. 7 der Gemeindeordnung vorgeschriebenen Vorberatung findet keine Abstimmung über die Varianten statt.

A. Hauptantrag (Antrag der Betriebskommission Hallen- und Freibad Faisswiesen)

1. Die Betriebskommission des Zweckverbandes Hallen- und Freibad Faisswiesen bzw. die Gemeinderäte von Dietlikon und Wangen-Brüttisellen werden beauftragt, eine Vorlage für eine Sanierung des Hallen- und Freibades Faisswiesen auszuarbeiten.


2. Der auf der Basis der mutmasslichen Baukosten von CHF 10 Mio. für die Projektierung erforderliche Rahmenkredit von CHF 600'000 (Anteil Wangen-Brüttisellen = CHF 270'000 ) wird bewilligt.

B. Variantenantrag (Antrag des Gemeinderats Wangen-Brüttisellen)

1. Die Betriebskommission des Zweckverbandes Hallen- und Freibad Faisswiesen bzw. die Gemeinderäte von Dietlikon und Wangen-Brüttisellen werden beauftragt, eine Vorlage für eine Sanierung des Freibades unter gleichzeitiger Stilllegung des Hallenbades auszuarbeiten.


2. Der auf der Basis der mutmasslichen Baukosten von CHF 3,8 Mio. für die Projektierung erforderliche Rahmenkredit von CHF 250'000 (Anteil Wangen-Brüttisellen = CHF 112'000) wird bewilligt.

Das Wesentliche in Kürze

· Eine Zustandsanalyse hat ergeben, dass das im Jahre 1972 erbaute Hallen- und Freibad gravierende Mängel aufweist.  Es lässt sich nicht mehr verantworten, das Bad längerfristig im heutigen Zustand weiterzubetreiben. Die Sanierungsinvestitionen und die jährlichen Defizite würden aus dem Ruder laufen. Trotzdem würde die Anlage ein Flickwerk bleiben. Im schlimmsten Fall könnte sogar die Situation eintreten, dass die Anlage aus Sicherheitsgründen geschlossen werden müsste.

· Die Betriebskommission des Zweckverbandes ist deshalb zur Auffassung gelangt, dass es nur drei realistische Möglichkeiten gibt:


- Sanierung Hallen- und Freibadanlage mit geschätzten Kosten von 10 Mio. Franken


- Nur Sanierung Freibad und Stilllegung Hallenbad mit geschätzten Kosten von 

   3,8 Mio. Franken


- Stilllegung bzw. Rückbau der ganzen Anlage mit geschätzten Kosten von 0,8 Mio. Franken

· Die Betriebskommission bzw. die beiden Gemeinderäte möchten nun in einer Urnenabstimmung zuerst die Grundsatzhaltung der Bevölkerung zu den beiden Varianten "Sanierung Hallen- und Freibad" bzw. "nur Sanierung Freibad" erfahren.

· Der Gemeinderat Wangen-Brüttisellen empfiehlt der Stimmbürgerschaft der Variante "nur Freibadsanierung" zuzustimmen. Er ist der Auffassung, dass sich der finanzielle Mehraufwand für die Sanierung der ganzen Anlage nicht verantworten lässt. Die auf rund CHF 470'000 geschätzten Mehrkosten entsprächen mehr als 3 Steuerprozenten. Ohne Erhöhung des Steuersatzes liesse sich dies voraussichtlich nicht verkraften.

Bericht des Gemeinderats Wangen-Brüttisellen

1. Empfehlung

Um was es genau geht, wird im nachfolgenden Bericht der Betriebskommission beschrieben. 

Der Gemeinderat ist einhellig der Auffassung, dass dem Variantenantrag mit Sanierung des Freibades und Stilllegung des Hallenbades klar der Vorzug zu geben ist. 

2. Begründung

2.1 Kostenfolgen der einzelnen Varianten

Um die Situation beurteilen zu können, muss man sich die Kostenfolgen vor Augen halten. In der nachfolgenden Tabelle werden die ungefähren Kosten pro Jahr für die beiden Varianten festgehalten. Zusätzlich werden in der Kol. "laisser faire" die mutmasslichen Aufwendungen für den Fall dargestellt, dass man alles beim Alten belassen und fortlaufend immer das Dringendste sanieren würde. Die kurz- und mittelfristig anfallenden Sanierungsinvestitionen sind dabei mit 5 Mio. Franken angenommen worden. Zusätzlich zu den daraus resultierenden Kapitalkosten ist aber auch von einem Betriebsdefizit auszugehen, das viel höher liegt als bei den übrigen Varianten. Dies ist darauf zurückzuführen, dass eine nicht mehr dem neuesten Stand der Technik entsprechende Anlage bedeutend mehr Aufwand mit ständigen Reparaturen usw. verursacht. 

Den heutigen Zustand belassen, wäre deshalb für den Gemeinderat auf keinen Fall eine ernst zu nehmende Option. Im Vordergrund stünde dann vielmehr eine vollständige Schliessung der Anlage. Dieser Ansicht ist im Übrigen auch die Betriebskommission (s. Ziff. 4 des nachfolgenden Berichts der Betriebskommission). 

Geschätzte Folgekosten:

	
	 Sanierung Hallen - und Freibad
	Nur Sanierung Freibad 
	"laisser faire" 

	Investitionen
	     10'000'000 
	      3'800'000 
	    5'000'000 

	Anteil Wangen-Brüttisellen rd.

	    4'500'000 
	1'700'000     
	    2'200'000 

	Anteil Zins + Abschreibungen rd.
	      450'000 
	         170'000 
	      220'000 

	Anteil Betriebsdefizit rd.
	         280'000 
	         90'000 
	    730'000 

	Totale Aufwand/Jahr rd.
	      730'000 
	        260'000 
	    950'000 

	= Steuerprozente rd.
	                  5% 
	               2% 
	               7% 


2.2 Weshalb Verzicht auf das Hallenbad?

· Der Kostenanteil von rund 4,5 Mio. für die Sanierung des ganzen Anlage hätte für Wangen-Brüttisellen in den kommenden Jahren im Vergleich mit heute eine Mehrbelastung von rd.
3 Steuerprozenten zu Folge. 

· Der Aufwand könnte nicht mit Einsparungen in anderen Bereichen aufgefangen werden. Deshalb müsste der Steuersatz voraussichtlich angehoben werden. Damit würde sich Wangen-Brüttisellen weiter vom kantonalen Mittel entfernen. Auch wenn der Steuersatz nicht das Mass aller Dinge ist, so würde dies mit Sicherheit negative Auswirkungen auf die Attraktivität als Wohn- und vor allem als Unternehmensstandort haben.

· Obwohl zweifellos auch Einwohnerinnen und Einwohner von Wangen-Brüttisellen das Hallenbad Faisswiesen regelmässig besuchen und schätzen, muss eine derartige Investition als absolut unverhältnismässig bezeichnet werden. Dies umso mehr als in der näheren Umgebung attraktive Angebote vorhanden sind.

· Das Sanierungspaket beinhaltet lediglich Sanierungen an der bestehenden Bausubstanz. Von den 10 Millionen fliesst kein Rappen in Investitionen, die das Bad attraktiver machen würden. Das heisst, im Vergleich mit Bädern wie Wallisellen, wird das Hallenbad Faisswiesen punkto Attraktivität weiterhin ein Mauerblümchendasein fristen.

· Zudem werden mit den investierten 10 Millionen lediglich die akut sanierungsbedürftigen Anlageteile erneuert. Wie die Betriebskommission in ihrem Bericht selber festhält, wird die Gebäudehülle nicht angetastet. Diese muss aber mittelfristig ebenfalls saniert werden, was weitere beträchtliche Kosten auslösen wird.

2.3 Weshalb Freibad weiterbetreiben?

· Der Gemeinderat ist der Auffassung, dass das Freibad auch in Wangen-Brüttisellen von einer breiteren Bevölkerungsschicht schmerzlicher vermisst würde als das Hallenbad. Dies umso mehr als die umliegenden Freibäder bei guter Witterung sehr gut belegt sind und man dann oft fast kein Plätzchen mehr für das eigene Badetuch findet.

· Die jährlichen Folgekosten (inkl. Kapitalkosten) liegen mit rund 2 Steuerprozenten im Bereich der heutigen Belastung und würden deshalb nicht zu einer Erhöhung des Steuersatzes führen.

2.4 Was geschieht mit dem Hallenbad?

Bei dieser Variante würde das Hallenbad einstweilen als Gebäudehülle mit den noch für das Freibad und allenfalls für das Sprudelbad benötigten technischen Einrichtungen stehen bleiben. Der dafür notwendige Unterhaltsaufwand dürfte sich in verantwortbarem Rahmen bewegen. 

Ob die Gebäudehülle später allenfalls zu einem anderen Zweck weiterverwendet werden könnte, kann in aller Ruhe geprüft werden. Aus der Sicht des Gemeinderats Wangen-Brüttisellen dürfte eine Alternativnutzung allerdings keine Mehrkosten zur Folge haben.  

3. Schlussfolgerung

Nach dem Motto "lieber ein Ende mit Schrecken als ein Schrecken ohne Ende" ist deshalb die Schliessung des Hallenbades in Kauf zu nehmen. Das Freibad ist jedoch weiter zu betreiben. Das hiefür anfallende jährliche Defizit scheint gerechtfertigt.

Bericht der Betriebskommission

1. Vorgeschichte

Das Hallen- und Freibad Faisswiesen wurde 1972 von den Gemeinden Dietlikon und Wangen-Brüttisellen gemeinsam erbaut. Seit dieser Zeit hat sich die Gesellschaft stark verändert - und mit ihr das Verhalten und die Bedürfnisse für die Freizeitgestaltung. Um die Vorstellungen der Bevölkerung besser kennen zu lernen, wurde im Frühjahr 1999 eine flächendeckende Befragung aller Einwohnerinnen und Einwohner der beiden Zweckverbandsgemeinden durchgeführt. Die Auswertung zeigte, dass eine klare Mehrheit die Anlage als zu wenig attraktiv empfindet. 

Die Betriebskommission liess daraufhin ein Konzept erstellen, in welchem die Wünsche und Anregungen der Bevölkerung berücksichtigt wurden. Das Konzept beinhaltete mehrere Ausbaumodule, von denen die ersten beiden, der Wintergarten und der Whirlpool sowie die Neugestaltung der Eingangszone im Jahr 2001 von der Stimmbürgerschaft bewilligt und anschliessend realisiert wurden. Die weiteren Module umfassten die Erneuerung der Cafeteria, einen neuen Bereich "Eltern+Kind" sowie eine Spiel- und Wellenzone. Diese Ausbauetappen wurden einstweilen auf unbestimmte Zeit zurückgestellt.

2. Neue Problemstellung

Vor der Planung der Attraktivitätssteigerungs-Module wurde die Baustatik geprüft und als absolut intakt bezeichnet. Bei der Realisierung der Moduls 1+2 bzw. bei der gleichzeitig ausgeführten Sanierung der Wärmeerzeugung und Elektroversorgung wurden jedoch laufend Probleme bei der übrigen Bausubstanz festgestellt.

Vor diesem Hintergrund wurde bei der Burckhardt + Partner AG, Zürich, eine umfassende Zustandsanalyse in Auftrag gegeben. Die darin dargestellten Probleme sind gesamthaft gesehen derart gravierend, dass sich eine längerfristige Aufrechterhaltung des Betriebs im heutigen Zustand nicht mehr verantworten lässt. Die Sanierungsinvestitionen und die jährlichen Defizite würden aus dem Ruder laufen. Trotzdem würde die Anlage ein Flickwerk bleiben. Im schlimmsten Fall könnte zudem sogar die Situation eintreten, dass die Anlage aus Sicherheitsgründen geschlossen werden müsste.

Die Betriebskommission des Zweckverbandes ist deshalb zur Auffassung gelangt, dass es nur drei realistische Möglichkeiten gibt:

· Sanierung Hallen- und Freibadanlage

· Nur Sanierung des Freibades und Stilllegung des Hallenbades 

· Stilllegung bzw. Rückbau der ganzen Anlage

3. Beschrieb der Varianten

3.1
Sanierung Hallen und Freibad

Beschrieb

Sämtliche akut sanierungsbedürftigen Bauteile werden mit Blick auf eine Lebensdauer von rund 20 Jahren instandgestellt. 

Nicht in diesem Sanierungspaket enthalten sind jedoch die Gebäudehülle des Hallenbades sowie die Aussengarderoben des Freibades. Beides wird mittelfristig ebenfalls anzupacken sein. Zu beachten ist zudem, dass am heute bestehenden Komfortangebot nichts verändert wird. Insbesondere beinhaltet das Sanierungspaket keines der vorher beschriebenen, noch nicht ausgeführten Module zur Attraktivitätssteigerung. 

Kosten

a) Investitionskosten

Die von der Burckhardt + Partner AG berechneten Kosten für eine Sanierung der gesamten Anlage belaufen sich auf +/- 9,7 Mio. Franken. Inklusive Reserve für Diverses/ Unvorhergesehenes ist mit Aufwendungen von +/- 10 Mio. Franken zu rechnen. 

b) Betriebskostendefizit

Das Defizit für Betrieb und Unterhalt (ohne Kapitalkosten) wird bei dieser Variante auf 
+/- CHF 620'000/Jahr geschätzt. Rechnet man die Kapitalkosten dazu, ergeben sich in der Anfangsphase Gesamtaufwendungen von +/- CHF 1,6 Mio./Jahr.

3.2 
Sanierung Freibad und Stillegung Hallenbad

Beschrieb

Die Betriebszeit wird auf den Sommer beschränkt. Alle für den Freibadbetrieb notwendigen und akut sanierungsbedürftigen Bauteile, insbesondere die Aussenbecken, werden so saniert, dass eine Lebensdauer von rund 20 Jahren erreicht wird. 

Dieses Sanierungspaket berücksichtigt auch bauliche Verbesserungen an der Küche sowie den Rückbau der im Hallenbad nicht mehr benötigten technischen Einrichtungen.

Nicht enthalten ist dagegen die mittelfristig zusätzlich notwendig werdende Erneuerung der Aussengarderoben. 

Offen bleibt einstweilen, ob das Sprudelbad im Sommer weiterbetrieben werden soll. Diese Frage ist jedoch nur für die Betriebskosten, aber nicht für die Investitionskosten von Bedeutung. Sollte sich die Stimmbürgerschaft in der Grundsatzabstimmung für die Stilllegung des Hallenbades und die Weiterführung des Freibades entscheiden, würde diese Frage im Rahmen der Baukreditbewilligung geklärt. Allenfalls wäre eine nochmalige Variantenabstimmung "mit/ohne Sprudelbad" ins Auge zu fassen. 

Kosten

a) Investitionskosten

Bei dieser Variante rechnet Burckhardt + Partner mit Aufwendungen von +/- 3,5 Mio. Franken. Zuzüglich einer - hier im Verhältnis zur Sanierung der gesamten Anlage höher zu berechnenden - Reserve für Diverses/Unvorhergesehenes, beläuft sich die zu erwartende Gesamtsumme auf +/- 3,8 Mio. Franken.

b) Betriebskostendefizit

Ohne Kapitalkosten ist ein Betriebskostendefizit von +/- CHF 330'000/Jahr mit Sprudelbad bzw., von +/- CHF 200'000/Jahr ohne Sprudelbad zu erwarten. Mit Kapitalkosten resultieren in der Anfangsphase Gesamtaufwendungen von CHF 710'000 bzw. CHF 580'000/Jahr.

3.3 
Stillegung der ganzen Anlage

Beschrieb

Die Betriebskommission hat vorstehend dargelegt, dass sie den weiteren Betrieb im heutigen Zustand für unverantwortlich hält. Die logische Folge eines Verzichts auf das Voll- oder Teilsanierungsprojekt wäre deshalb die Stilllegung mit Rückbau der ganzen Anlage. 

Kosten

Für den Rückbau sind Kosten von +/- 0,8 Mio. Franken zu erwarten. 

4. Weiteres Vorgehen/Grundsatzabstimmung

Bei der Frage nach dem weiteren Vorgehen handelt es sich um eine entscheidende Weichenstellung mit langfristigen Auswirkungen auf die beiden Zweckverbandsgemeinden. Deshalb ist es angebracht, bei der Bevölkerung eine Grundsatzabstimmung über die Varianten gemäss Antrag durchzuführen. Für den Fall, dass einer der beiden Varianten zugestimmt wird, ist gleichzeitig der 

Projektierungskredit bewilligen zu lassen, damit nicht weitere wertvolle Zeit verstreicht.

Kann sich die Stimmbürgerschaft mit keiner der beiden Varianten anfreunden, müsste die Betriebskommission zusammen mit den Gemeinderäten über die weiteren Schritte beraten und der Stimmbürgerschaft entsprechend Antrag stellen. Da die Anlage - wie vorher geschildert - im derzeitigen Zustand zum Fass ohne Boden würde, ist aus heutiger Sicht anzunehmen, dass der Stimmbürgerschaft eine vollständige Stilllegung bzw. ein Rückbau vorgeschlagen würde. 













� Hinweis: Das Bundesrecht schreibt für den Regelfall 12 Jahre Mindestwohnsitzdauer in der Schweiz vor. Das kantonale Recht wiederum legt fest, dass die Wohnsitzanforderungen der Gemeinde nicht dazu führen dürfen, dass der/die Gesuchsteller/in mehr als 3 Jahre länger warten muss, als es das Bundesrecht vorschreibt. Wäre dies der Fall, wird die Wohnsitzanforderung der Gemeinde gekürzt - gegebenenfalls bis auf die Mindestfrist von 2 Jahren.


� Gemäss Artikel 20 des Zweckverbandsvertrages vom 27.10.1970 tragen die Verbandsgemeinden Investitionen nach Massgabe ihrer Steuerkraft. Als Schlüssel gilt der Durchschnitt des Jahres der Projekt- und Kreditgenehmigung und der beiden folgenden Jahre. Massgebend sind die Er�hebungen des Statistischen Amtes des Kantons Zürich. Die beiden Gemeinderäte haben diesen Verteilschlüssel Mitte 2004 präzisiert und ergänzt. Aufgrund der letztbekannten Zahlen ergibt sich folgender provisorischer Verteilschlüssel:





Jahr�
Dietlikon�
Wangen-Brüttisellen�
Total�
�
�
in CHF�
in %�
in CHF�
in %�
in CHF�
in %�
�
2004�
20'309'075�
55.18%�
16'493'256�
44.82%�
36'802'331�
100.00%�
�
2003�
21'126'697�
57.53%�
15'595'955�
42.47%�
36'722'652�
100.00%�
�
2002�
21'188'527�
53.07%�
18'737'545�
46.93%�
39'926'072�
100.00%�
�
Total�
� =SUM(ABOVE) \# "#'##0" �62'624'299��
--�
� =SUM(ABOVE) \# "#'##0" �50'826'756��
--�
� =SUM(ABOVE) \# "#'##0" �113'451'055��
--�
�
3 Jahres-ø�
20'874'766�
55.20%�
16'942'252�
44.80%�
37'817'018�
100.00%�
�
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